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zugestellt
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dem Revisionskläger

am 6° Jull 1960’ dem Klägers und Revisionsklägers,Revisionsbeklagten
am 8° Juli 1960

gegen

& o o o o o 6 o o o o

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 80 Senat des Bundessozialgerichts am
24» Juni 1960 unter Mitwirkung von

%enatspräsident S t e n g e 1

als Vorsitzendemy

Bundesrichter Dro R o t t m a n n und
Bundesrichterr P e t e r s e n

als weiteren Berufsrichtern‚

3undessozialrichter R ö b e r und
Bundessozialrichterin R e i f f

als ehrenamtlichen Beisitzcrn9

SeMäß @@ 1659 153 Absa l, 124 Abs° 2 des

SOzialgerichtsgesetzes ohne mündliche Verhand—

lung für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des
Lahdessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom
16„ Mai 1958 wird zurückgewiesen()

Außergerichtlichc Kosten sind nicht zu er—
Stätten°

Von Rechts wegen„
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Gr i.i..a...@..s..3.
Der Kläger bezog Rente auf Grund der Sozialversieherungs—

direktive (SVD) Nr„ 27 nach einer Minderung der Erwerbs—
fähigkeit (MdEo) um 100 V„Ho wegen ‘

"Folgezustand nach Beekenringbrüehen und Prel— '
lung der Lendenwirbelsäule, Verlust des Ge—

ruehsinnes und Geschmacksinnes nach Hirn—

prellung“°

Am 50 März 1951 beantragte er eine Kapitalabfindung° Das

für derartige Anträge zuständige Rentenbüro holte von
dem.

Vertragsarzt Dr° K::IZZILIILda3 Gutachten vom 13° April

1951 ein und leitete am 16„ April 1951 die Akten dem allge—

meinen Rentenbüro zur Umanerkennung zu„ Daraufhin erging

der Umanerkennungsbeseheid vom 31° August 1951 — ohne

erneute ärztliche Untersuchung —, in dem wiederum

"Folgezustand nach Beekenringbrüehen unngrel-

lung der Lendenwirbelsäule, Verlust des Ge—

ruchsinnes und Gesehmaeksinnes nach Hirnprel—

lung"

als Schädigungsfolgen, hervorgerufen durch schädigende Ein-

wirkungen im Sinne des Bundesversorgungsgesetzes (BVG),
anerkannt sowie die Rente eines Erwerbsunfähigen und Er—

satz für Mehrverschleiß an Kleidern festgestellt wurden°

Nachdem der Kläger im April 1952 die Gewährung von Pflege—

zulage beantragt hatte, wurde zur Klärung des Befundes

eine stationäre Untersuchung im Knappschafts-Krankenhaus

Boehum—Langendreer durchgeführt, über deren Ergebnis der

Chefarzt Dr° K:;tldas Gutachten vom 4° Mai 1953 unter Ver—

wertung eines elektroeneephalographischen Zusatzgutachtens

erstattete° Auf Grund des Ergebnisses dieser Begutachtung

wurde durch Bescheid vom 25° Juli 1953 der Antrag auf Ge—

währung von Pflegezulage abgelehnt sowie die Rente gemäß
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© 86 Abso 3 BVG nach einer MdB° um 50 v°H„ neu festge—
stellt; als Schädigungsfolgen wurden anerkannt

"Fest verheilter Beckenringbruch° Fest ver—

heilte Brüche der rechten Querfortsätze des

4° und 50 Lendenwirbels.Zustand nach gedeckter
Hirnschädigung"° ’

Der Widerspruch blieb erfolglos„

Auf die Klage hat das Sozialgericht (SG,) von Prof° Dr°

Cl?:_:if..i19 Direktor der Neurochirurgischen Universitäts—

klinik Köln, das Gutachten vom 20. Dezember 1954 einge—

holt und durch Urteil vom 6° Oktober 1955 den Bescheid

vom 250 Juli 1955 sowie den Wider3pruchsbescheid aufge—

hoben und den Umanerkennungsbeseheid vom 51° August 1951

wiederhergestellt, weil die Untersuchung durch Dro Käm—

merling am 13„ April 1951 eine Ncufeststellung nach
5 86 Abs° 3 BVG aussehließeP

Der Beklagte hat Berufung eingelegt° Das Landessozialge—

richt (LSG.) hat nach einer Beweisaufnahme über die büro-

mäßige Behandlung von Anträgen auf Kapitalabfindung beim

Versorgungsamt durch Urteil
vom 16° Mai 1958 das Urteil

des SG° abgeändert, die Klage abgewiesen und die Revision

zugelassena Es hat festgestbllt, daß das dutachten vom

15° April 1951 zur Zeit derlUmanerkennung dem hierfür zu—

ständigen Rentenbüro nicht vorgelegen hat„ Durch die über—

einstimmenden Gutachten des Profo Dr° T: Li2:und des Chef—

arztes Dr° KIZ: sei der Bescheid vom 25° Juli 1953 hin—
reichend gestützt und rechtmäßig°

Der Kläger hat Revision eingelegt und beantragt,

unter Abänderung des Urteils des Landessozial—
gerichts Nordrhein—Westfalen vom 16° Mai 1958
die Berufung des Beklagten als unbegründet zu—
rückzuweiseny '

hilfsweisep
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_ 4 _

unter Aufhebung des Urteils des Landessozial—
gerichts Nordrhein—Westfalen vom 16° Mai 1958
den Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung und
Entscheidung an das Landessozialgericht in
Essen zurückzuverweisen° *

Er rügt mit näherer Begründung eine Verletzung des 5 86

Abso3 BVG° '

Der Beklagte beantragt‚

die Revision des Klägerszurückzuweisen°

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend„

Beide Beteiligte haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt°

Die gemäß 5 162 Abs° 1 Nr° 1 des Sozialgerichtsgesetzes
(SGG) statthafte Revision ist form— und fristgerecht einge—
legt und begründet werden; sie ist mithin zulässigo

Das Rechtsmittel ist aber nicht begründet°

Das LSG„ hat zu Recht entschieden, daß der Umanerkennungs—

bescheid vom 51„ August 1951 nicht auf Grund einer ärzt—

lichen Untersuchung erteilt und daher der Bescheid vom

25° Juli 1953 zutreffend auf 5 86 Abs° 3 BVG gestützt worden

ist° Hierzu hat der 100 Senat des BundesSOzialgerichts (BSGO)

in seiner nicht veröffentlichten Entscheidung vom 24° April

1959 (10 RV 571/58) folgendes ausgeführt:

"Mit dem Inkrafttreten des BVG waren frühere Ent—

scheidungen über Versorgungsansprüche grundsätz—

lich hinfällig geworden (BSG° 5 s„ 251 AE557, 4
S° 21 1237)„ Deshalb war es bei der Umanerkennung,

d.‚h° der ersten Feststellung von Versorgungsän-

sprüchen nach dem BVG, auch grundsätzlich erfor—

derlich, alle Voraussetzungen für die Gewährung

von Versorgungsansprüchen nach diesem Gesetz zu

prüfen und dazu Feststellungen zu treffen„ Für

die Gewährung einer Versorgungsrentc nach demJLaw – Gesetze und Urteile
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BVG war daher — um festzustellen, ob eine Gesund-

heitsstörung besteht und in welchem Grade sie

die Erwerbsfähigkeit des Beschädigten mindert —
grundsätzlich eine ärztliche Untersuchung er—
forderlich° Von dieSer Auffassung ist der Gesetz—

geber ausgegangen (Vgl° Verhandlung des 26, Aus—
schusses für Kriegsopfer— und Kriegsgefangenen—

fragen des Deutschen Bundestages über das Bun—

desversorgungsgesetz — Deutscher Bundestag,

l° Wahlperiode 1949 — Drotokoll der 35, Sitzung ‘

vom 4°1001950 Se 97 C); diese Auffassung hat

ihren Niederschlag in der Verwaltungsvorschrift

Nr° 1 Abs, 3 zu 5 86 BVGgefundbn, die von
"einer an sich notwendigen vorherigen ärzt—

lichen Nachuntersuchung" spricht, und aus dieser

Auffassung heraus wird überhaupt erst der 5 86

Abs, 3 BVG verständlich, Mit dieser Vorschrift

brachte das Gesetz zum Ausdruck, daß eine Umaner—

kennung — um diese zu beschleunigen — ausnahms—

weise ohne die an sich notwendige vorherige ärzt—

liche Nachuntersuchung möglich ist (Verwaltungs—

vorschriften a‚a‚0„), daß jedoch — um die bei

dieser Bescheiderteilung ohne ärztliche Nachunter—

suchung entstandenen Fehler beseitigen zu können —
die Verwaltungsbehörde binnen vier Jahren nach

Inkrafttreten des BVGdie Rente neu feststellen
kann, ohne daß sich die Verhältnisse wesentlich

geändert haben “(ng BSG, in Sozl'h BVG @ 86 Bl, Ca

3 Nr, 3), Die Frage, ob der angefochtene Bescheid
auf @ 86 Abs, 3 BVG gestützt werden kann, hängt so—

mit davon ab, ob der Umanerkennungsbescheid "ohne

ärztliche Nachuntersuchung" ergangen ist,

Der Wortlaut des Gesetzes gibt keine Aufklärung dar—

über, ob „„ eine Nachuntcrsuchung im Sinne dieser

Vorschrift
„, jede ..,

UnterSuchung
‚.„ zwischen
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{dem Erlaß des Altbescheides und dem Umanerken—

nungsbescheid .‚„ isto ... Aus dem oben erör—

terten Sinn der Vorschrift des 5 86 Abs„ 3 BVG
muß jedoch geschlossen werden, daß als Nach—
untersuchung im Sinne dieser Vorschrift nur

eine solche zu verstehen ist, die für die Uman—

erkennung durchgeführt oder wenigstens für die

Umanerkennung verwertet werden ist° Danach ist

der Zeitpunkt der_„„‚ Untersuchung für die Be—

urteilung der Frage, ob es sich um eine Nach—

untersuehung im Sinne des 5 86 Abs° 3 BVG han-
delt9 an sich unerheblich° Es besteht sonach

die Möglichkeit, daß auch eine ..o Untersuchung,

die vor Inkrafttreten oder Verkündung des BVG

durchgeführt worden ist, als eine Naehunter-

suchung im Sinne des 5 86 Abs° 5 BVG angesehen

werden muß, wenn die Verwaltung diese ..„ Unter—

suchung zur Grundlage für die Umanerkennung ge-

macht hat° Ebenso ist es aber auch denkbar? daß

eine nach Inkrafttreten oder Verkündung des BVG
durchgeführte

‚„, Untersuchung nicht als eine

Nachuntersuchung im Sinne des 5 86 Abs„ 5 BVG

zu gelten hat, wenn der Anlaß zu dieser ..„0
nicht die Umanerkehnung

war und die Verwaltungs—

behörde die „„.„ Untersuchung — etwa wegen ihres

zeitlichen Abstandes von der Umanerkennung —
nicht zur‚Grundlage des Umanerkennungsbescheides

gemacht hat° Ob eine Nachuntersuehung für die

Umanerkennung durchgeführt oder verwertet wurde,

hängt daher nicht allein vom Zeitpunkt der Nach—

untersuchung ab, sondern ist in jedem Falle be—

sonders Zu prüfen‚ und das Ergebnis dieser Prüfung

ist entweder die tatsächliche Feststellung? daß

die Nachuntersuchung für die Umanerkennung durch—

geführt oder verwertet wurde, oder die Feststel—

lung, daß dies nicht zutrifft."
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_7_

Dem schließt sich der erkennende Senat an° Gegenüber der oben

dargelegten7 aus der Entstehungsgeschiehte der Vorschrift cr—
läuterten Rechtslage kann die Ausführung des Klägers, er habe

damit rechnen können und müssen, daß das Ergebnis der ärzt—

lichen Untersuchung anläßlich seines Antrages auf Gewährung

einer Kapitalabfindung im Umanerkennungsbeseheid berücksich—

tigt werden sei, nicht durchgreifen° Ebensowenig kann dem Klä?

ger
darin gefolgt werden, daß das Gutachten des Dr° K::c1f;i:l

als in sämtlichen Abteilungen des Versorgungsamts bekannt an—

gesehen werden müsse, weil es dieser Behörde vorgelcgen habeh

Vielmehr hat das LSG° zu Redht geprüft, ob es für die Umaner—

kennung verwertet worden ist° Es hat festgestellt, daß dieses

Gutachten bei der Umanerkennung nicht vorgelegen hat° Hiergegen

sind zulässige und begründete Revisionsgründe nicht vorge—

bracht worden° Die Feststellung bindet gemäß 5 163 SGG das Be—

visionsgericht° Demzufolge ist die Rechtmäßigkeit des Beschei—

des vom 25° Juli 1953 durch das LSG° zu Recht bestätigt werden}

so daß die Revision zurückzuweisen war„

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 193 Abs° l SGG°
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